
2.10 Nordrhein-Westfalen 

Verfassung für das Land Nordrhein-Westfalen 
Vom 28.06.1950 (GVBl. NRW, S. 127), zuletzt geändert durch Gesetz vom 25.10.2011 

(GVBl. NRW, S. 499) 

Präambel 

In Verantwortung vor Gott und den Menschen, verbunden mit allen Deutschen, erfüllt von dem Wil-
len, die Not der Gegenwart in gemeinschaftlicher Arbeit zu überwinden, dem inneren und äußeren 
Frieden zu dienen, Freiheit, Gerechtigkeit und Wohlstand für alle zu schaffen, haben sich die Männer 
und Frauen des Landes Nordrhein-Westfalen diese Verfassung gegeben. 

 

Zweiter Teil   Von den Grundrechten und der Ordnung des Gemeinschaftslebens 

Erster Abschnitt - Von den Grundrechten 

Artikel 4 

(1) Die im Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland in der Fassung vom 23. Mai 1949 festge-
legten Grundrechte und staatsbürgerlichen Rechte sind Bestandteil dieser Verfassung und unmittelbar 
geltendes Landesrecht.  

(...) 

Zweiter Abschnitt 

Artikel 5 

(1) Ehe und Familie werden als die Grundlagen der menschlichen Gesellschaft anerkannt. Sie stehen 
unter dem besonderen Schutz des Landes. Die Mutterschaft und die kinderreiche Familie haben An-
spruch auf besondere Fürsorge. 

(...) 

Artikel 6 

(1) Jedes Kind hat ein Recht auf Achtung seiner Würde als eigenständige Persönlichkeit und auf be-
sonderen Schutz von Staat und Gesellschaft.  

(2) Kinder und Jugendliche haben ein Recht auf Entwicklung und Entfaltung ihrer Persönlichkeit, auf 
gewaltfreie Erziehung und den Schutz vor Gewalt, Vernachlässigung und Ausbeutung. Staat und Ge-
sellschaft schützen sie vor Gefahren für ihr körperliches, geistiges und seelisches Wohl. Sie achten 
und sichern ihre Rechte, tragen für altersgerechte Lebensbedingungen Sorge und fördern sie nach ih-
ren Anlagen und Fähigkeiten.  

(...) 

(4) Das Mitwirkungsrecht der Kirchen und Religionsgemeinschaften sowie der Verbände der freien 
Wohlfahrtspflege in den Angelegenheiten der Familienförderung, der Kinder- und Jugendhilfe bleibt 
gewährleistet und ist zu fördern. 



Dritter Abschnitt   Schule, Kunst und Wissenschaft, Sport, Religion und Religions-
gemeinschaften 

Artikel 7 

(1) Ehrfurcht vor Gott, Achtung vor der Würde des Menschen und Bereitschaft zum sozialen Handeln 
zu wecken, ist vornehmstes Ziel der Erziehung.  

(...) 

Artikel 8 

(...) 

(4) Für die Privatschulen gelten die Bestimmungen des Artikels 7 Abs. 4 und 5 des Grundgesetzes der 
Bundesrepublik Deutschland vom 23. Mai 1949 zugleich als Bestandteil dieser Verfassung. Die hier-
nach genehmigten Privatschulen haben die gleichen Berechtigungen wie die entsprechenden öffentli-
chen Schulen. Sie haben Anspruch auf die zur Durchführung ihrer Aufgaben und zur Erfüllung ihrer 
Pflichten erforderlichen öffentlichen Zuschüsse. 

 

Artikel 9 

(1) Schulgeld wird nicht erhoben. 

(2) Einführung und Durchführung der Lehr- und Lernmittelfreiheit für alle Schulen sind gesetzlich zu 
regeln. Zum Zwecke des Studiums sind im Bedarfsfalle besondere Unterhaltsbeihilfen zu gewähren. 
Soweit der Staat für die öffentlichen Schulen Schulgeldfreiheit gewährt, sind auch die in Artikel 8 
Abs. 4 genannten Privatschulen berechtigt, zu Lasten des Staates auf die Erhebung von Schulgeld zu 
verzichten; soweit er Lehr- und Lernmittelfreiheit gewährt, sind Lehr- und Lernmittel in gleicher Wei-
se für diese Privatschulen zur Verfügung zu stellen wie für die öffentlichen Schulen. 

Artikel 12 

(...) 

(2) Grundschulen sind Gemeinschaftsschulen, Bekenntnisschulen oder Weltanschauungsschulen. Auf 
Antrag der Erziehungsberechtigten sind, soweit ein geordneter Schulbetrieb gewährleistet ist, Grund-
schulen einzurichten. 

 (3) In Gemeinschaftsschulen werden Kinder auf der Grundlage christlicher Bildungs- und Kulturwer-
te in Offenheit für die christlichen Bekenntnisse und für andere religiöse und weltanschauliche Über-
zeugungen gemeinsam unterrichtet und erzogen. In Bekenntnisschulen werden Kinder des katholi-
schen oder des evangelischen Glaubens oder einer anderen Religionsgemeinschaft nach den Grundsät-
zen des betreffenden Bekenntnisses unterrichtet und erzogen. In Weltanschauungsschulen, zu denen 
auch die bekenntnisfreien Schulen gehören, werden die Kinder nach den Grundsätzen der betreffenden 
Weltanschauung unterrichtet und erzogen. 

(4) Das Nähere bestimmt ein Gesetz. 

Artikel 13 

http://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=NwVerf&a=8�
http://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=NwVerf&a=8&x=4�


Wegen des religiösen Bekenntnisses darf im Einzelfalle keinem Kinde die Aufnahme in eine öffentli-
che Schule verweigert werden, falls keine entsprechende Schule vorhanden ist.  

Artikel 14 

(1) Der Religionsunterricht ist ordentliches Lehrfach an allen Schulen, mit Ausnahme der Weltan-
schauungsschulen (bekenntnisfreien Schulen). Für die religiöse Unterweisung bedarf der Lehrer der 
Bevollmächtigung durch die Kirche oder durch die Religionsgemeinschaft. Kein Lehrer darf gezwun-
gen werden, Religionsunterricht zu erteilen.  

(2) Lehrpläne und Lehrbücher für den Religionsunterricht sind im Einvernehmen mit der Kirche oder 
Religionsgemeinschaft zu bestimmen.  

(3) Unbeschadet des staatlichen Aufsichtsrechtes haben die Kirchen oder die Religionsgemeinschaften 
das Recht, nach einem mit der Unterrichtsverwaltung vereinbarten Verfahren sich durch Einsichtnah-
me zu vergewissern, daß der Religionsunterricht in Übereinstimmung mit ihren Lehren und Anforde-
rungen erteilt wird.  

(4) Die Befreiung vom Religionsunterricht ist abhängig von einer schriftlichen Willenserklärung der 
Erziehungsberechtigten oder des religionsmündigen Schülers.  

 

Artikel 15 

Die Ausbildung der Lehrer erfolgt in der Regel an wissenschaftlichen Hochschulen. Sie berücksichtigt 
die Bedürfnisse der Schulen; es ist ein Lehrangebot zu gewährleisten, das diesem Erfordernis gerecht 
wird. Es ist sicherzustellen, daß die Befähigung zur Erteilung des Religionsunterrichts erworben wer-
den kann. 

Artikel 16 

(...) 

(2) Zur Ausbildung ihrer Geistlichen haben die Kirchen und zur Ausbildung ihrer Religionsdiener die 
Religionsgemeinschaften das Recht, eigene Anstalten mit Hochschulcharakter zu errichten und zu 
unterhalten. 

Artikel 17 

Die Erwachsenenbildung ist zu fördern. Als Träger von Einrichtungen der Erwachsenenbildung wer-
den neben Staat, Gemeinden und Gemeindeverbänden auch andere Träger, wie die Kirchen und freien 
Vereinigungen, anerkannt.  

Artikel 19 

(1) Die Freiheit der Vereinigung zu Kirchen oder Religionsgemeinschaften wird gewährleistet. Der 
Zusammenschluß von Kirchen oder Religionsgemeinschaften innerhalb des Landes unterliegt keinen 
Beschränkungen.  

(2) Die Kirchen und die Religionsgemeinschaften ordnen und verwalten ihre Angelegenheiten selb-
ständig innerhalb der Schranken des für alle geltenden Gesetzes. Sie haben das Recht, ihre Ämter ohne 
Mitwirkung des Staates und der politischen Gemeinden zu verleihen oder zu entziehen.  



Artikel 20 

Die Kirchen und die Religionsgemeinschaften haben das Recht, in Erziehungs-, Kranken-, Straf- und 
ähnlichen öffentlichen Anstalten gottesdienstliche Handlungen vorzunehmen und eine geordnete Seel-
sorge auszuüben, wobei jeder Zwang fernzuhalten ist.  

Artikel 21 

Die den Kirchen oder den Religionsgemeinschaften gemäß Gesetz, Vertrag oder anderen Rechtstiteln 
zustehenden Leistungen des Staates, der politischen Gemeinden oder Gemeindeverbände können nur 
durch Vereinbarungen abgelöst werden; soweit solche Vereinbarungen das Land betreffen, bedürfen 
sie der Bestätigung durch Landesgesetz.  

Artikel 22 

Im übrigen gilt für die Ordnung zwischen Land und Kirchen oder Religionsgemeinschaften Artikel 
140 des Bonner Grundgesetzes für die Bundesrepublik Deutschland vom 23. Mai 1949 als Bestandteil 
dieser Verfassung und unmittelbar geltendes Landesrecht.  

 

 

Artikel 23 

(1) Die Bestimmungen der Verträge mit der Katholischen Kirche und der Evangelischen Kirche der 
Altpreußischen Union, die im früheren Freistaat Preußen Geltung hatten, werden für die Gebiete des 
Landes Nordrhein-Westfalen, die zum ehemaligen Preußen gehörten, als geltendes Recht anerkannt.  

(2) Zur Änderung dieser Kirchenverträge und zum Abschluß neuer Verträge ist außer der Zustimmung 
der Vertragspartner ein Landesgesetz erforderlich.  

Vierter Abschnitt - Arbeit, Wirtschaft und Umwelt 

Artikel 25 

(1) Der Sonntag und die staatlich anerkannten Feiertage werden als Tage der Gottesverehrung, der 
seelischen Erhebung, der körperlichen Erholung und der Arbeitsruhe anerkannt und gesetzlich ge-
schützt. 

(...) 

Dritter Teil   Von den Organen und Aufgaben des Landes 

Zweiter Abschnitt - Die Landesregierung 

Artikel 53 

Die Mitglieder der Landesregierung leisten beim Amtsantritt vor dem Landtag folgenden Amtseid: 
"Ich schwöre, daß ich meine ganze Kraft dem Wohle des deutschen Volkes widmen, seinen Nutzen 
mehren, Schaden von ihm wenden, das mir übertragene Amt nach bestem Wissen und Können unpar-
teiisch verwalten, Verfassung und Gesetz wahren und verteidigen, meine Pflichten gewissenhaft erfül-
len und Gerechtigkeit gegen jedermann üben werde. So wahr mir Gott helfe." Der Eid kann auch ohne 
religiöse Beteuerung geleistet werden. 



Artikel 80 

Die Beamten und sonstigen Verwaltungsangehörigen sind Diener des ganzen Volkes, nicht einer Par-
tei oder sonstigen Gruppe. Sie haben ihr Amt und ihre Aufgaben unparteiisch und ohne Rücksicht auf 
die Person nur nach sachlichen Gesichtspunkten wahrzunehmen. Jeder Beamte leistet folgenden 
Amtseid: "Ich schwöre, daß ich das mir übertragene Amt nach bestem Wissen und Können verwalten, 
Verfassung und Gesetze befolgen und verteidigen, meine Pflichten gewissenhaft erfüllen und Gerech-
tigkeit gegen jedermann üben werde. So wahr mir Gott helfe." Der Eid kann auch ohne religiöse Be-
teuerung geleistet werden.  
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